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Or. Johannes Schuy.
Vo"tand der ÖPP
Deul5<hland AG

noch viel Aufholbedarf besteht. Der
für eine Öffentlich-Private Partner-
schaft typische Lebenszyklusansatz ist
noch nicht im Bewusstsein aller staat-
lichen Beschaffer verankert.-

Die Idee der Öffentlich Privaten Part-
nerschaft (ÖPP) verbindet zwei Berei-

.Da der Baustein .Finanzierung· bei
ÖPP eine große Rolle spielt und letzt-
lieh eine Entlastung für die öffentli-
che Hand bringen sollte, war ein
wesentlicher Baustein von PPP durch
die Finanzkrise gefährdet und hat
dazu geführt, dass die öffentlichen
Hände überwiegend mit Konjunktur-
li-Mitteln die Projekte in Eigenregie
realisiert haben:

In Zeiten der globalen Finanzkrise
und Investitionszuschüssen für die
öffentliche Hand aus dem Konjunk-
turprogramm 11steht das PPP-Verfah-
ren unter verstärkter Kritik. Einerseits,
weil dieses immer noch weitgehend
nur als Finanzierungsmodell missver-
standen wird und andererseits glaubt
man mit den Mitteln aus dem Kon-
junkturprogramm 11das Finanzie-
rungsproblem, zumindest kurzfristig
gelöst zu haben ... Die aktuelle Kritik
an ÖPP, oder an der Schwäche von
ÖPP, liegt vor allen Dingen daran,
dass durch die Konjunkturprogramme
Finanzierungsmittel bereitgestellt wer-
den, die der Private entweder gar
nicht oder zu diesen Konditionen
nicht bekommen konnte", erläutert
Dr. Rüdiger Scheller, Vorstand des
PPP-Institutes e. V., und Vorstand des
Arbeitskreises PPP im BFW.

klaus-Jürgen Meier,
VorstandS\'Orsitzen-
der der AG City e.

Aufwertung des Breitscheidplatzes war
eine öffentliche Maßnahme, die das
Land Berlin finanzierte. Beim Umbau
der Budapester Straße und beim
Rückbau des Tunnels verständigten
sich das Land Berlin und private
Anrainer, diesen privat zu finanzieren
und zu realisieren, während sich das
Land mit einem Zuschuss beteiligte.

Dass für die öffentliche Hand PPP,
mit ihrer Einführung in Deutschland
Anfang 2000, eine neue Beschaf-
fungsvariante ist, die zudem relativ
hohe Anforderungen an politische
Entscheidungsprozesse und die Ver-
waltung stellt, weiß Dr. Johannes
Schuy, Vorstand der ÖPP Deutschland
AG. "Auch die bislang bereits über
150 hiesigen ÖPP-Projekte im Hoch-
und Tiefbau mit einem Gesamtinvesti-
tionsvolumen von fast 6 Mrd. Euro
dürfen nicht darüber hinwegtäuschen,
dass in Deutschland in diesem Bereich

Dass Öffentlich-Private-Partnerschaft-
Projekte (ÖPP) im öffentlichen Raum
Sinn machen, bestätigt auch Klaus-
Jürgen Meier, Vorstandsvorsitzender
der AG City e. V.:
.Zusätzliche Projekte, die über die
Grundversorgung hinaus gehen, kön-
nen so vorangebracht werden. Bestes
Beispiel hierfür ist die erfolgreiche

eugestaltung des Breitscheidplatzes
mit dem Rückbau des Tunnels.- Die

und Einrichtungen. Auf diese Weise
erhalten wir einen zeitgemäßen Stan-
dard unserer Infrastruktur und sichern
gleichzeitig regionales Wachstum und
Beschäftigung - und dies bei oft lee-
ren öffentlichen Kassen.'
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men in unterschiedlichen Bereichen
staatlicher Daseinsvorsorge und Infra-
strukturbereitstellung (beispielsweise
Schulen, Krankenhäuser, Justizvoll-
zugsanstalten, Verwaltungs- und
Ratsgebäude) in Betracht. Dabei über-
nimmt der private Partner zumeist die
komplette Bereitstellung einer Immo-
bilie und gewährleistet darüber hinaus
deren reibungslosen Betrieb, teilweise
mit weitergehenden Serviceleistungen
für den öffentlichen utzer.
"Alle von der öffentlichen Hand in
Auftrag gegebenen PPP-Projekte müs-
sen vor ihrer Realisierung eine Wirt-
schaftlichkeitsprüfung durchlaufen.
Diese zeigt sehr oft, dass beispielswei-
se der Bau und der Betrieb von
öffentlichen Gebäuden wie Schulen,
Sporthallen oder Bädern von privaten
Anbietern effizienter, das heißt
kostengünstiger als im Eigenbetrieb
durchgeführt werden können", erklärt
Dr. Eric Schweitzer, Präsident der IHK
Berlin .• PPP-Projekte gewährleisten
Investitionen in öffentliche Gebäude

Zusammen mehr erreichen

PPP-
Private Partnerschaft

Altern
Öffent·

Wirtschaftliches Denken und
soziale Verantwortung

Auf Grund der weiterhin ange-
spannten Finanzlage streichen Bund,
Länder und Kommunen geplante
Ausgaben, kappen Investitionen und
verschieben erforderliche Projekte.
Dringend notwendige Investitionen
in die öffentliche Infrastruktur wie
Straßen, Sport- und Bildungsein-
richtungen bleiben aus. Daher ist es
dringend geboten, nach Wegen zu
suchen, die es ermöglichen die not-
wendigen Bauprojekte so schnell wie
möglich - und vor allen Dingen -
so effektiv und wirtschaftlich wie
möglich umzusetzen.

Eine wirtschaftliche Alternative zur
kommunalen Umsetzung von Infra-
strukturvorhaben ist die Kooperation
mit privaten Investoren. Bei einem
Public- Priva te- Pa rtnersh ip- Modell
(PPP) verpflichtet sich ein privates
Unternehmen, für den öffentlichen
Auftraggeber ein Objekt zu erbauen
oder zu sanieren. Die Kommune zahlt
im Gegenzug ein regelmäßiges ut-
zungsentgelt. In der Regel haben die
Verträge eine Laufzeit von zehn bis
30 Jahren.
1m öffentlichen Hochbau kommen
solche Partnerschaften insbesondere
zur Realisierung konkreter eubau-
beziehungsweise Sanierungsmaßnah-
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Wirtschaftsförderung aus der Wirt-
schaftsverwaltung des Berliner Senats
erfolgte im Jahr 1977 durch die Grün-
dung einer GmbH. Mit diesem Schritt
sollte lnvestoren signalisiert werde,
dass die Stadt mit der Wirtschaftsför-
derung Berlin GmbH eine - speziell
auf Investoreninteressen und -bedürf-
nisse ausgerichtete - eigene Instituti-
on hatte. 1994 wurde auf Initiative
einiger großer Unternehmen die Part-
ner für Berlin - Gesellschaft für
Hauptstadt-Marketing mbH (PfB)
gegründet, um ein professionelles
Hauptstadt-Marketing in Form einer
Public Private Partnership mit dem
Land Berlin zu entwickeln. Die Zahl
der im Berlin-Partner- etzwerk enga-
gierten Unternehmen konnte seitdem
kontinuierlich gesteigert werden.
Betrug die Zahl der Gründungspartner
im Jahre 1994 noch 17, engagieren
sich derzeit 197 Partner im etzwerk
der Hauptstadt. _Heute ist Berlin Part-
ner eine der am besten ausgestatteten
Wirtschaftsförderungen in Deutsch-
land", bilanziert Wirtschaftssenator
Harald Wolf (Die U KE). Auch einer
der wichtigsten und erfolgreichsten
Berliner Wirtschaftsfaktoren, der Tou-
rismus, fußt auf einem Erfolgsbeispiel

des Modells Public Private Partnership.
Seit 1993 vermarktet die Berlin Tou-
rismus Marketing GmbH (BTM) die
Hauptstadt als Reiseziel und das mit
Erfolg: Das Jahr 2009 war mit 8,3
Mio. Besuchern das bisher erfolgreich-
ste Jahr im Berlin- Tourismus. "Die
BTM ist das wichtigste Bindeglied
zwischen dem öffentlichen Sektor und
den privaten Akteuren im Berlin-Tou-

rung der Projekte, zurückzuführen. Im
Jahr 2009 waren dagegen die Investi-
tionsvolumina bei ÖPP erstmals seit
2005 auf kommunaler Ebene wieder
höher als auf Bundesebene: 2 I Pro-
jekte im kommunalen Bereich wurden
mit einem Investitionsvolumen von
547 Mio. Euro beschlossen, auf Bun-
desebene war es lediglich ein Projekt
mit 500 Mio. Euro. Die Investitionen
des Bundes gingen im Vergleich zum
Votjahr um knapp 30 Prozent zurück,
auf Länderebene sanken die Investi-
tionen sogar um 60 Prozent. Auf
kommunaler Ebene wurde im Jahr
2009 dagegen 62 Prozent mehr in
ÖPP-Projekte investiert. Auf den
gesamten ÖPP-Markt im Hoch- und
Tiefbau bezogen wurden seit 2002 in
den alten Bundesländern I I7 Projekte
mit einem Investitionsvolumen von
rund 4,705 Mrd. Euro abgeschlossen,
in den neuen Bundesländern waren es
27 Projekte mit 905 Mio. Euro Inve-
stitionsvolumen.

Eine der erfolgreichsten Berliner
Public Private Partnerships feiert in
diesem Jahr ihr fünfjähriges Jubiläum.
Unter dem amen Berlin Partner
GmbH ist die Wirtschaftsförderungs-
gesellschaft zwar erst am I. Juli 2005
an den Start gegangen, dennoch kann
das Unternehmen auf eine lange Tra-
dition zurückblicken. Hinter Berlin
Partner verbergen sich drei Unterneh-
men, die bereits 1950, 1977 bezie-
hungsweise 1994 gegründet worden
sind. Die BAO BERU International
GmbH (BAO) wurde 1950 als siebzig-
prozentige Tochter der IHK Berlin
gegründet. Die Herauslösung der

"Der relativ junge ÖPP-Markt bietet
zudem die Chance, weiteres euland
in Deutschland zu erschließen: eue
Marktsektoren wie der IT- und Dienst-
leistungsbereich, das Gesundheitswe-
sen oder der Beleuchtungsbereich öff-
nen sich für öffentlich-private Koope-
rationen", prognostiziert Dr. Johannes
Schuy.

tekturpreis wurde inzwischen an ein
solches erfolgreiches ÖPP-Projekt ver-
geben."

PPP - neue Chancen

Durch das ÖPP-Beschleunigungsge_
setz, das seit September 2005 in Kraft
ist, sind Hemmnisse weitgehend abge-
baut worden. Das Gesetz, das die Bil-
dung von Bietergemeinschaften
erleichtert, bringt zum Ausdruck, dass
auch der deutsche Gesetzgeber am
raschen Fortschreiten der PPP-Ent-
wicklung interessiert ist und daher
entsprechende Rahmenbedingungen
geschaffen hat. Darüber hinaus ist
bereits ein zweites ÖPP-Beschleuni-
gungsgesetz in Arbeit, welches noch
weitere Vereinfachungen schaffen soll.
"Der große Vorteil bei ÖPP besteht
darin, dass langfristig die öffentliche
Hand den Vorgang und die Abwick-
lung stark beeinflusst, sei es als Mit-
gesellschafter, sei es im Rahmen einer
Aufsichts- und Kontrollfunktion oder
auch spätestens bei Rückgabe des
Projektes nach Ablauf der ÖPP-
Phase", weiß Dr. Rüdiger Scheller.
"Demzufolge sind die befürchteten
Einflusseinbußen der öffentlichen
Hand bei ÖPP unberechtigt, da im
Rahmen einer ausgewogenen Ver-
tragsgestaltung die Rechte der öffent-
lichen Hand gesichert werden kön-
nen."

Laut der von Partnerschaften Deutsch-
land AG im Auftrag des Bundesmini-
steriums für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung betreuten PPP-Projektda-
tenbank war die Zahl der neuen
PPP-Abschlüsse im vergangenen Jahr
gleich zu der im Jahr 2008. Insgesamt
wurden 27 neue Projektverträge im
Hoch- und Straßenbau geschlossen.
Die verhaltene Entwicklung von PPP
2009 ist laut .Jahresbericht ÖPP
2009" der ÖPP Deutschland AG auch
auf die durch die Finanzkrise geän-
derten Rahmenbedingungen, insbe-
sondere im Hinblick auf die Finanzie-

Dr. Rüdiger ScheUer,
Vorstand des ppp_
Institutes c_ V.. und
Vorstand des Arbeits-
kreises PPP im BFW

che, die in Deutschland lange als
unvereinbar galten. Es bestand die
Auffassung, dass die öffentliche Ver-
sorgung über die öffentliche Hand
gänzlich unabhängig von den Interes-
sen privater Investoren sein sollte.
Und noch immer existieren erhebliche
Vorbehalte in Teilen der Gesellschaft,
in zentralen Versorgungsbereichen wie
Wasser, Strom, Infrastruktur, Bildungs-
und Freizeiteinrichtungen die Verant-
wortung mit privaten Unternehmen
zu teilen.

Bei PPP-Projekten handelt es sich
zumeist um solche, auf die die
Öffentlichkeit sehr sensibel reagiert.
So kann beispielsweise die Angst vor
dem Verlust von Arbeitsplätzen in der
öffentlichen Verwaltung, dem Aus-
schluss des heimischen Mittelstandes
und Handwerks sowie dem vermeintli-
chen Wegfall von langfristiger politi-
scher Einflussnahme bei der Sicher-
steIlung des Gemeinwohls, Emotionen
wecken, die PPP-Prozesse negativ
beeinflussen oder gar zu Fall bringen
können. _ ach meiner Beobachtung
wird in der öffentlichen Diskussion
zum Teil sehr bewusst vieles durchein-
ander geworfen: ÖPP-Projekte, Priva-
tisierungen, Outsourcing, usw:',
betont Dr. Johannes Schuy. "ÖPP ist
sicher kein Allheilmittel und auch
nicht immer eine sachgerechte
Beschaffungsform; es gibt allerdings
inzwischen auch in Deutschland viele
erfolgreiche ÖPP-Projekte, die seit
Jahren reibungslos funktionieren, es
gibt empirische Studien über die hohe
Qualität und achhaltigkeit solcher
Projekte und selbst ein erster Archi-12
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Um die Rückkaufpläne des Strategie-
papiers der Berliner SPD zu verwirkli-
chen, müsste Berlin mehrere Milliar-
den Euro aufbringen. Woher die noto-
risch klamme Hauptstadt diese neh-
men möchte steht auf einem anderen
Papier. (mk)

einem halben Jahr, notfalls auch ohne
Zustimmung der Investoren, offenle-
gen.
Auch bei der Erzeugung von Strom
und Wärme will die SPD öffentlichen
Einfluss zUTÜckgewinnen, indem Vat-
tenfall die Versorgungsnetze abge-
kauft werden. Dafür könnte eine lan-
deseigene Gesellschaft gegründet wer-
den. Das Ziel: Die Region in Zusam-
menarbeit mit Brandenburg Zug um
Zug von Atomkraft, Kohle und Öl
unabhängig zu machen. Der zwanzig-
jährige Konzessionsvertrag mit der
ehemaligen Bewag läuft 2014 aus und
muss 2012 vom Senat neu ausge-
schrieben werden.
Dagegen sei es nicht zwingend, die
Gasversorgung in Berlin zu kommuna-
lisieren, meinen die SPD-Fachleute.
Der Konzessionsvertrag mit der Gasag
läuft schon 2013 aus und muss im
nächsten Jahr neu ausgeschrieben
werden. Die Gasag gehört zurzeit Gaz
de France, Vattenfall und Eon. Der
Versuch von Eon und Vattenfall, ihre
Anteile zu verkaufen, scheiterte im
Mai 2010. Trotzdem setzen die Sozial-
demokraten weiter darauf, die Gasag
in einen _kommunalen Verbund" zu
integrieren und den Konzern zu
einem breit aufgestellten Umweltun-
ternehmen auszubauen.

den. Deshalb darf alles, was private
Unternehmen erledigen können, nicht
wieder zur Aufgabe der öffentlichen
Hand werden:
Die Berliner SPD plant auf ihrem Lan-
desparteitag im ovember über die
Pläne zur sogenannten Rekommunali-
sierung zu entscheiden. Wasser und
Strom sollen dann wieder in öffentli-
cher Hand liegen. Der Senat plant die
privaten Anteile an den Wasserbetrie-
ben zuTÜckzukaufen. Außerdem soll
die öffentliche Hand die Strom- und
Fernwärmenetze übernehmen, wenn
der Konzessionsvertrag mit Vattenfall
2014 ausläuft. Die Gasag wiederum
soll ihre zum Verkauf stehenden
Anteile in einen _kommunalen Ver-
bund" einbringen. Den Rückkauf der
Wasserbetriebe will die SPD mit den
jährlichen Gewinnen in dreisteIliger
Millionenhöhe finanzieren, die sich
Veolia, RWE und das Land Berlin der-
zeit noch teilen. Wenn sich das nicht
rechnet, sollen eine _Berliner Volksak-
tie" oder der Kauf des Unternehmens
über die landeseigene Investitionsbank
gepTÜft werden. och signalisieren die
privaten Investoren, dass sie ihre
Anteile behalten wollen. Wenn das so
bleibt, streben die Sozialdemokraten
wenigstens eine Korrektur der Wasser-
verträge an, um die hohen Rendite zu
schmälern und die Wasserpreise in
den Griff zu bekommen. _Der über-
durchschnittlich hohe Wasserpreis in
Berlin hat die öffentliche Diskussion
um den Privatisierungserfolg der Berli-
ner Wasserbetriebe entfacht. GTÜnde
für die hohen Preise sind aber nicht
die Privatisierung an sich, sondern das
in Berlin immer noch erhobene
Grundwasserentnahmeentgelt sowie
die an das mehrheitlich beteiligte
Land und die privaten Unternehmen
zu zahlende Eigenkapitalverzinsung",
weiß Dr. Eric Schweitzer. _Das PPP-
Modell ist gerade bei der wichtigen
Ressource Wasser eine gute Alternati-
ve zur vollständigen Privatisierung:
In jedem Fall will die SPD die gehei-
men Privatisierungsverträge nach
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der Teilprivatisierungsverträge der Ber-
liner Wasserbetriebe von 1999, als die
große Koalition aus CDU und SPD
eine Minderheit von 49,9 Prozent der
Berliner Wasserbetriebe für 1,7 Mrd.
Euro an die privaten Unternehmen
RWE und den heutigen Veolia-Kon-
zern verkaufte. Die Bürgerinitiative
moniert, dass die abgeschlossenen
Verträge der .,staatlichen Garantie
einer Maximalrendite - für die privaten
Investoren RWE und Veolia dienen
und damit für die stark gestiegenen
Wasserpreise in Berlin verantwortlich
sind. Laut Senatsverwaltung für Wirt-
schaft, Technologie und Frauen sind
die Wasserpreise in Berlin seit 2003
um 22 Prozent gestiegen. Aktuell
zahlen die Berliner über fünf Euro pro
Kubikmeter (1.000 Liter) Frisch- und
Abwasser. Die Hauptstadt liegt damit
bundesweit in der Spitzengruppe. Der
Wassertisch fordert eine Rekommuna-
lisierung der BWE.
Bundesweit ist die Rekommunalisie-
rung von Versorgungsbetrieben ein
wichtiges Thema geworden, das in
Berlin von den Linken und Sozialde-
mokraten dankbar aufgegriffen wird.
Rot-Rot will auf diesem Wege staatli-
chen Einfluss auf die Preisgestaltung
und die strategische Ausrichtung der
Konzerne zuTÜckgewinnen.
_Rekommunalisierung ist keineswegs
die neue Strategie für die Zukunft. 1m
Gegenteil - sie ist ein Schritt zUTÜck
in die Vergangenheit", warnt Dr. Eric
Schweitzer. _Kommunen neigen gera-
de in Zeiten knapper Kassen dazu, die
einst privatisierten Unternehmen
zUTÜckzu erwerben und in eigener
Hand zu führen, um Einnahmen für
den Haushalt zu erzielen. Die Ent-
scheidung, einen Betrieb zu rekom-
munalisieren, ist dabei oftmals mitge-
prägt von der Ausnutzung steuerlicher
Privilegien der öffentlichen Hand, die
dadurch private Unternehmen vom
Markt verdrängt. Das Paradoxe dabei
ist, dass die kommunalen Betriebe aus
Steuergeldern finanziert werden, die
auch von Unternehmen gezahlt wer-

Burkhard Kieker,
Geschäftsführer der
Berlin Tourismus
Marketing GmbH
(BTM)

weise zu sanieren. eben dem Bau ist
der private Partner auch für die Pla-
nung, Finanzierung und den anschlie-
ßenden Betrieb der Gebäude über vor-
aussichtlich 30 Jahre zuständig. Das
Investitionsvolumen beläuft sich auf
insgesamt rund 21 Mio. Euro. Das
Projekt wird rechtzeitig zum Auftakt
der Feierlichkeiten zum 300. Geburts-
tag vom Friedrich dem Großen im
Jahr 2012 abgeschlossen sein.

Dass Transparenz einer der bedeu-
tendsten Faktoren bei der gelungenen
Umsetzung von PPP-Projekten ist,
zeigt das Volksbegehren der Initiative
Berliner Wassertisch zur Offenlegung

Die Region beschreitet zudem neue
Wege, um die Anwendungsbereiche
von PPP zu erweitern. So einigten
sich Bundesbauministerium und die
Stiftung Preußische Schlösser und
Gärten, im Rahmen eines PPP-Projek-
tes, Besucherzentren im Park Sanssou-
ci sowie Bestandsgebäude in den
Parkanlagen Babelsberg und euer
Garten neu zu errichten beziehungs-

_Die enge Verzahnung mit beiden ist
die Voraussetzung für differenziertes
Agieren im Markt. ur so können wir
schnell neue Trends und Entwicklun-
gen aufnehmen, neue Zielgruppen
und Märkte fokussieren und weiterhin
erfolgreich für Berlin arbeiten."

rismus", so Burkhard Kieker, Ge-
schäftsführer der Berlin Tourismus
Marketing GmbH (BTM).

Rekommunalisierung vs. PPP
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